Lösungsskizze zu Klausur Kapitalgesellschaftsrecht
	Fall
A.) Ansprüche der K-GmbH gegen S
Bearbeitervermerk:

Wer in Anbetracht der Zahlung des S an die K-GmbH in Höhe von 5.000 € nur Ansprüche in Höhe von 65.000 € prüft, soll hiervon keine Nachteile haben. Da die §§ 31 und 30 das Stammkapital der GmbH schützen sollen, ist nach Auffassung des Klausurerstellers die gesamte rechtswidrige Zahlung zurückzugewähren. Den Rückzahlungsanspruch in Höhe von 5.000 € könnte S nach Rückzahlung der erhaltenen 70.000 € gegenüber der K-GmbH geltend machen. 

I. Anspruch auf Zahlung von 70.000 € gemäß § 31 I GmbHG i.V.m. § 30 I, 1 GmbHG

Die K-GmbH könnte gegen S einen Anspruch auf Zahlung von 70.000 € gemäß § 31 I GmbHG i.V.m. § 30 I, 1 GmbHG haben.
1. Anspruch entstanden

Voraussetzung für die Entstehung eines solchen Anspruches ist, dass es sich bei der Veräußerung der Segelyacht um eine Zahlung handelt, die gegen § 30 I, 1 GmbHG verstößt. Dies ist der Fall, wenn es sich bei der Veräußerung der Yacht um eine Auszahlung aus dem zur Erhaltung des Stammkapitals der K-GmbH erforderlichen Vermögen handelte.
a.) Auszahlung

Fraglich ist, ob es sich bei der Veräußerung der Yacht um eine Auszahlung im Sinne von § 30 I, 1 GmbHG gehandelt hat.

aa.) Begriff der Auszahlung

Der Begriff der Auszahlung umfasst nach seinem Wortlaut in jedem Fall die Überlassung von Bar- oder Buchgeld.

Im vorliegenden Fall wurde dem S gerade kein Geld gezahlt / geleistet sondern ein Vermögensgegenstand an S überlassen. Nach dem Wortlaut von § 30 I, 1 GmbH ist in der Überlassung von Vermögensgegenständen folglich keine Auszahlung zu sehen.

Der Begriff der Auszahlung umfasst wegen des Schutzzweckes von § 30 GmbHG jedoch nicht nur den Transfer von Geld sondern Leistungen aller Art, die wirtschaftlich das Gesellschaftsvermögen verringern.

Die Veräußerung der Yacht mindert das Vermögen der K-GmbH unmittelbar um 70.000 €. Folglich ist dies nach dem Sinn und Zweck von § 30 I, 1 GmbHG als Auszahlung zu werten.
bb.) Gegenleistung des S

Fraglich ist, ob es in Anbetracht der Gegenleistung des S in Höhe von 5.000 € bei der obigen Wertung bleiben kann.

Es ist anerkannt, dass ein Verstoß gegen § 30 I, 1 GmbHG ausscheidet, wenn für die Vermögensminderung eine angemessene Gegenleistung erbracht wird. Angemessen ist eine Gegenleistung dann, wenn die GmbH dieses Geschäft auch mit einem Dritten zu vergleichbaren Bedingungen abgeschlossen hätte (= Drittvergleich).
Bearbeitervermerk:

Wer jetzt noch den Drittvergleich näher erklärt erhält 2 Zusatz -BE (ZBE:
§ 30 GmbHG will die Gesellschaft nicht einfach vor Verlusten schützen, sondern nur vor einer Verringerung des Stammkapitals, die auf die besonders leicht mögliche Einflussnahme durch ihre Gesellschafter zurückgeht.

Hier zahlt S für einen Wert von 70.000 € lediglich 5.000 €. Da die K-GmbH mit Segelyachten handelt, hätte sie die „Hoppetossa“ einem Dritten kaum so deutlich unter Marktwert verkauft. Für diese Vermutung spricht bereits das krasse Missverhältnis zwischen Marktwert und Kaufpreis. Das Geschäft hatte also seine Ursache im Gesellschaftsverhältnis.
Folglich liegt trotz der erbrachten Gegenleistung des S eine Auszahlung im Sinne von 30 I, 1 GmbHG vor.

cc.) Zwischenergebnis

Die Veräußerung der Yacht war eine Auszahlung gemäß § 30 I, 1 GmbHG.

b.) Beeinträchtigung des zur Erhaltung des Stammkapitals erforderlichen Vermögens

Fraglich ist, ob die oben festgestellte Auszahlung das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen beeinträchtigt hat. 

Dies ist der Fall, wenn die Veräußerung der Yacht zu einer Unterbilanz der K-GmbH geführt hat.
Eine Unterbilanz liegt vor, wenn das satzungsgemäße Stammkapital nicht mehr vom Reinvermögen der Gesellschaft gedeckt wird. Das Reinvermögen der Gesellschaft besteht aus der Differenz zwischen dem Aktivvermögen und den Verbindlichkeiten (sowie Rückstellungen).
Hier betrug das Reinvermögen der K-GmbH (300.000 € Aktivvermögen – 240.000 €
 Verbindlichkeiten) vor der Veräußerung der Yacht 60.000 €. Dies entspricht dem satzungsmäßigem Stammkapital.

Im Rahmen der Veräußerung der Yacht ist der K-GmbH ein Kaufpreis von 5.000 € zugeflossen. Zugleich wurde der K-GmbH ein Wert in Höhe von 70.000 € entzogen. Deshalb hat sich das Aktivvermögen der K-GmbH um 65.000 € auf 235.000 € verringert. Weil sich die Höhe der Verbindlichkeiten nicht entsprechend verringert hat, ist die K-GmbH durch den Vollzug des Yachtverkaufs in Höhe von 5.000 € überschuldet. Der K-GmbH fehlen 65.000 €, um das satzungsgemäße Stammkapital abzudecken.
Somit reicht das das Reinvermögen der K-GmbH nicht mehr zur Deckung des satzungsgemäßen Stammkapitals aus. Durch das Geschäft über die Yacht ist somit eine Unterbilianz in Höhe von 65.000 € entstanden.
c.) Kein vollwertiger Gegenleistungs- oder Rückgewähranspruch

Nach § 30 I, 2 GmbH fehlt es ausnahmsweise an einem Verstoß gegen das Auszahlungsverbot des § 30 I, 1 GmbH, wenn an einen Gesellschafter Leistungen erbracht werden, die durch einen vollwertigen Gegenleistung- oder Rückgewähranspruch gegen diesen Gesellschafter gedeckt sind. Fraglich ist, ob diese Ausnahme hier gegeben ist.

§ 30 I, 2 GmbHG wurde durch das MoMiG in das GmbHG eingeführt und sollte entgegen der sogenannten „Novemberrechtsprechung“ des BGH aus dem Jahre 2003 das sogenannte „Cashpooling“ ermöglichen. Beim „Cashpooling“ gewähren (in der Regel mehrere) Kapitalgesellschaften ihrem gemeinsamem Gesellschafter Darlehen aus dem jeweiligen Stammkapital. Diese Darlehen sind durch einen entsprechenden Rückzahlungsanspruch gegen den Gesellschafter gedeckt und werden vom Gesellschafter benutzt, um das Kapital dort einzusetzen, wo es den jeweiligen Geschäftsinteressen am besten dient.

Hier wurde kein Rückzahlungsanpruch der K-GmbH gegen S vereinbart. Vielmehr sollte es mit dem Vollzug des Kaufvertrages Yacht gegen 5.000 € sein Bewenden haben. Der Rückzahlungsanspruch aus § 31 I GmbHG  i.V.m. § 30 I, 1 GmbHG ist lediglich die gestzliche Folge des Verstoßes gegen die Grundsätze der Kapitalerhaltung. Diesen Anspruch als Fall des § 30 I, 2 GmbHG zu werten, wäre ein Zirkelsschluss.

Die Ausnahme des  § 30 I, 2 GmbHG liegt folglich nicht vor.

Bearbeitervermerk:

Verlangt wird die Prüfung des § 30 I, 2 GmbHG nicht. Wer § 30 I, 2 GmbHG dennoch sorgfältig prüft erhält bis zu 3 Zusatz- BE (ZBE).
d.) Anspruchsinhalt
Fraglich ist, welche Rechtsfolge sich aus dem Abfluss eines Sachwertes entgegen § 30 GmbHG ergibt.
§ 31 GmbHG spricht lediglich davon, dass Zahlungen, welche entgegen § 30 GmbHG geleistet wurden, zu erstatten sind.

Ob bei rechtswidriger „Auszahlung“ einer Sache lediglich ein Anspruch auf Rückübertragung dieser Sache (überwiegende Meinung) oder doch ein Anspruch auf Zahlung eines Geldbetrages besteht (Mindermeinung), ist umstritten. Da die Yacht jedoch versenkt wurde und deren Rückübertragung nach § 275 I BGB somit unmöglich geworden ist, muss dieser Streit hier nicht entschieden werden.

Es kommt folglich nur ein Zahlungsanspruch in Betracht.

Ein solcher Anspruch könnte sich als Sekundäranspruch aus § 280 I BGB i.V.m. §§ 280 III und 283 BGB ergeben und würde ein Verschulden voraussetzen. Die Yacht war jedoch ohne Verschulden des S zerstört worden.
Aufgrund des Gebots der effektiven Kapitalerhaltung kommt es für den Anspruch aus § 31 I GmbHG i.V.m. § 30 I, 1 GmbHG nicht auf ein Verschulden des S an. Insoweit ist für anderweitige Sekundäransprüche auch kein Raum.

Da S der K-GmbH engegen § 30 I, 1 GmbHG Vermögen im Wert von 70.000 € entzogen hat, muss er diesen Betrag auch wieder zurückerstatten. Dieser Anspruch ist sofort fällig.

e.) Zwischenergebnis

Ein Anspruch der K-GmbH gegen S in Höhe von 70.000 € gemäß § 31 GmbHG i.V.m. § 30 I, 1 GmbHG ist somit entstanden.

2. Anspruch erloschen
Fraglich ist, ob dieser Anspruch nicht wenigstens teilweise wieder erloschen ist.
a.) Erlöschen durch Wiederauffüllen des Stammkapitals

Der Anspruch gegen S könnte durch die Entspannung der finanziellen Situation der K-GmbH im Juli 2010 erloschen sein, da die K-GmbH ihr Aktivvermögen durch den Verkauf weiterer Segelboote um 100.000 € vermehrt und ihr Stammkapital wieder aufgefüllt hat.

Mit der älteren Rechtsprechung könnte man im vorliegenden Fall ein solches Erlöschen mit dem Argument der Zweckerreichung bejahen.

§ 31 GmbHG ist als Kehrseite von § 14 GmbHG ebenfalls der Erhaltung des Stammkapitals und dem Grundsatz der realen Kapitalaufbringung verpflichtet. Da die Einlageverpflichtung der Gesellschafter nach § 14 GmbHG nicht schon bereits deshalb erlischt, weil jemand anders der GmbH Kapital zuführt, kann auch nicht der Anspruch nach § 31 GmbHG durch anderweitige Rückgewinnung des Stammkapitals erlöschen. 
Überdies spricht § 31 II GmbHG, der als einziger Ausnahmefall, den Erstattungsanspruch des § 31 I GmbHG entfallen lässt für dieses Ergebnis dem auch die neuere Rechtsprechung folgt.

Der Anspruch der K-GmbH besteht somit fort.

Bearbeitervermerk:

Die andere Auffassung ist mit guten Argumenten ohne Nachteile vertretbar. Dies entbindet aber nicht von der weiteren Prüfung. 

b.) Erlöschen durch Aufrechnung

Der Anspruch der K-GmbH in Höhe von 70.000 € gegen S könnte in Höhe von 5.000 € gemäß §§ 388 und 389 BGB durch die Aufrechnungserklärung des S erloschen sein.
Dafür müsste die Aufrechnung gegen den Anspruch der K-GmbH aus § 31 I GmbHG überhaupt zulässig sein.

Dies wird von einem Teil der Lehre bejaht, da das Gesetz die Aufrechnung nicht ausdrücklich verbiete. Dem hält die Rechtsprechung das Gebot der realen Kapitalaufbringung aus § 31 I GmbHG entgegen. Wie oben bereits ausgeführt, ist der Erstattungsanspruch aus § 31 I GmbHG nichts anderes als der wiederentstandene Anspruch der GmbH auf Zahlung der Einlage. Gegen diesen Anspruch ist die Aufrechnung jedoch nur im Rahmen von § 19 II, 2 GmbHG zulässig. Dies muss nach dem Sinn und Zweck von § 19 II, 2 GmbHG auch für den Anspruch aus § 31 I GmbHG gelten. Einer in § 19 II, 2 GmbHG genannten Ausnahmefälle liegt jedoch nicht vor.
Eine Aufrechnung ist somit nicht möglich.

Der Anspruch der K-GmbH ist durch die Aufrechnungserklärung des S auch nicht teilweise erloschen.

Bearbeitervermerk:

Die andere Auffassung ist mit guten Argumenten ohne Nachteile vertretbar. Dies entbindet aber nicht von der weiteren Prüfung. 
Z.B.: Scheitern einer Aufrechnung aufgrund § 393 BGB (i.V.m. § 823 II BGB i.V.m. § 266 I, Alt 1 BGB)

c.) Ausschluss durch § 31 II GmbHG

Der Anspruch der K-GmbH könnte nach § 31 II GmbHG erloschen sein. Voraussetzung hierfür ist, dass S bei Empfang der Yacht gutgläubig war und die Erstattung nicht zur Befriedigung der Gläubiger der K-GmbH erforderlich ist.
Gutgläubigkeit liegt entsprechend § 932 II BGB vor, wenn S die tatsächlichen Umstände, aus denen der Verstoß gegen § 30 I GmbHG folgt, weder kannte noch infolge grober Fahrlässigkeit verkannte. S kannte den wahren Wert der Yacht und die bilanziellen Verhältnisse der K-GmbH. Folglich war S nicht gutgläubig.

Somit ist der Anspruch auch nicht nach § 31 II GmbHG erloschen.

d.) Zwischenergebnis

Der Anspruch der K-GmbH gegen S ist weder vollständig noch teilweise erloschen.

3. Anspruch durchsetzbar

Der Anspruch der K-GmbH müsste durchsetzbar sein.

Fraglich ist, ob zur Geltendmachung des Anspruchs aus § 31 I GmbHG ein Gesellschafterbeschluss nach § 46 Nr. 2 GmbHG notwendig ist.
Nach der Rechtsprechung und der herrschenden Meinung findet § 46 Nr. 2 GmbH auf die Fälle des § 31 I GmbHG keine Anwendung. Der Grund hierfür ist, dass es die Gesellschafter andernfalls in der Hand hätten, durch zeitliche Verzögerung eines entsprechenden Gesellschafterbeschlusses den längst fälligen Erstattungsanspruch nach § 31 I GmbHG verjähren zu lassen.
Bearbeitervermerk:

Wer dieses Problem behandelt erhält bis zu 2 Zusatz-BE. 

Mangels entgegenstehender Anhaltspunkte im Sachverhalt ist der Anspruch der K-GmbH auch durchsetzbar.

4. Ergebnis

Die K-GmbH hat gegen S einen Anspruch auf Zahlung von 70.000 € gemäß § 31 I GmbHG i.V.m. § 30 I, 1 GmbHG.

II. Anspruch auf Zahlung von 70.000 € gemäß §§ 812 I, 1, Alt. 1, § 818 II BGB 

Fraglich ist, ob der K-GmbH gegen S ein Anspruch auf Zahlung von 70.000 € auch aus § 812 I, 1, Alt 1 BGB zusteht. Dafür müsste S die Yacht durch Leistung der K-GmbH erlangt haben und die Veräußerung der Yacht rechtsgrundlos erfolgt sein. Dies ist der Fall, wenn der zur Veräußerung der Yacht verpflichtende Kaufvertrag unwirksam ist.
1. Etwas erlangt durch Leistung der K-GmbH
Erlangtes etwas kann jeder Vermögensvorteil sein. Eine Leistung ist eine ziel- und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens. Indem G gemäß § 35 I GmbHG für die GmbH auftrat und dem S Besitz und Eigentum an der Yacht übertrug, wurde auch nach dem objektiven Empfängerhorizont das Vermögen des S durch einen Akt der K-GmbH ziel- und zweckgerichtet gemehrt. Eine Leistung der Yacht (=etwas) durch die K-GmbH liegt somit vor.

2. ohne rechtlichen Grund

Fraglich ist, ob der Kaufvertrag unwirksam ist.
Der Kaufvertrag über die Yacht zwischen S und der K-GmbH könnte wegen Missbrauchs der Vertretungsmacht nach § 138 I BGB unwirksam sein. Nach §§ 35 I, 37 I, 1 GmbHG hat G als Geschäftsführer der K-GmbH unbeschränkte Vertretungsmacht. Dies ist nach den Grundsätzen der Lehre vom Missbrauch der Vertretungsmacht dann nicht der Fall, wenn einerseits G im Innenverhältnis Bindungen auferlegt sind sowie andererseits G und S sich über diese Bindungen des Innenverhältnisses durch bewusstes (kollusives) Zusammenwirken hinwegsetzen.
a.) Bindung im Innenverhältnis
Die Bindung G`s könnte sich hier aus § 46 Nr. 1, Alt. 2 i.V.m. § 29 GmbHG ergeben. Danach ist für die Verwendung des Ergebnisses – also des Gewinns der K-GmbH – nicht G als Geschäftsführer sondern die Gesellschafterversammlung zuständig.

Fraglich ist, ob die Veräußerung der Yacht ein Akt der Ergebnis- bzw. Gewinnverwendung ist. Formell betrachtet hat G durch die Veräußerung der Yacht schon deswegen keinen Gewinn verteilt, weil es dafür eines Gewinnverwendungsbeschlusses bedurft hätte, der hier fehlt. Jedoch gewährte G dem S durch die Veräußerung der Yacht zum Schleuderpreis eine Leistung aus dem Gesellschaftsvermögen der K-GmbH, die mit Blick auf den bereits oben angestellten Drittvergleich nicht durch eine angemessene Gegenleistung des S ausgeglichen wurde. Damit liegt materiell sehr wohl eine (verdeckte) Gewinnausschüttung vor. Mangels eines entsprechenden Beschlusses der Gesellschafter der K-GmbH durfte G im Innenverhältnis zur K-GmbH die Yacht nicht zum „Vorzugspreis“ an einen Gesellschafter der K-GmbH veräußern.

b.) Hinwegsetzen durch kollusives Zusammenwirken

Über diese Bindungen haben sich S und G hinweggesetzt. Mangels entgegenstehender Angaben ist davon auszugehen, dass beiden die Kompetenzverteilung in der K-GmbH bekannt war. Gleichwohl trafen S und G eine Vereinbarung die S offenkundig einseitig begünstigte und die K-GmbH schädigte.
c.) Zwischenergebnis

G hat seine Vertretungsmacht im Zusammenwirken mit S zum Nachteil der K-GmbH missbraucht. Folglich ist der durch Mitwirkung des G zwischen der K-GmbH und S geschlossene Kaufvertrag gemäß § 138 I BGB unwirksam. Die Veräußerung der Yacht an S erfolgte somit rechtsgrundlos.

Bearbeitervermerk:

Es ist ohne Nachteile auch vertretbar, G wegen Missbrauchs der Vertretungsmacht als vollmachtlosen Vertreter zu behandeln und aus diesem Grund ein wirksames Zustandekommen des Kaufvertrages zwischen S und der K-GmbH abzulehnen. Überdies kann man die Sittenwidrigkeit des Kaufvertrages nach § 138 I BGB mit dem Argument der Gläubigerbenachteiligung begründen, auch wenn diese erst durch den Vollzug des Kaufvertrages eintritt. 

3. Rechtsfolge

Nach § 812 I, 1, Var. 1 ist S der K-GmbH zur Herausgabe des Erlangten verpflichtet. Erlangt hatte S Eigentum und Besitz an der Yacht. Diese existiert seit dem „Rendezvous“ mit dem Torpedo jedoch nicht mehr und kann deshalb auch nicht mehr von S an die K-GmbH herausgegeben werden.
Deshalb ist S nach § 818 II BGB zum Wertersatz verpflichtet. Die Yacht war 70.000 € wert. Fraglich ist, ob S sich nach § 818 III BGB auf Entreicherung berufen kann, weil die Yacht nicht mehr existiert. Weil S die bilanzielle Lage der K-GmbH kannte und auch wusste, dass G im Innenverhältnis nicht zu diesem Geschäft über die Yacht berechtigt war, haftet S gemäß § 819 I BGB i.V.m. § 818 IV BGB nach den allgemeinen Vorschriften und kann sich nicht auf die Privilegierung nach § 818 III BGB berufen.

Vielmehr haftet S nach §§ 292 I BGB i.V.m. §§ 989, 287 S. 2, 251 I BGB auf vollen Wertersatz in Höhe von 70.000 €. Dies deckt sich auch mit der gesetzlichen Wertung von § 30 I GmbHG wonach aus Kapitalschutzgründen der volle Wert des rechtswidrig aus dem Gesellschaftsvermögen entfernten Gegenstandes zurückzuführen ist.
Der Gegenanspruch des S in Höhe von 5.000 € muss hier aus demselben Grund wie oben außer Betracht bleiben.

4. Ergebnis

Die K-GmbH hat gemäß §§ 812 I, 1, Alt. 1, § 818 II gegen S Anspruch auf Zahlung von Wertersatz in Höhe von 70.000 €. 

B.) Ansprüche der K-GmbH gegen G
Bearbeitervermerk:

Wer in Anbetracht der Zahlung des S an die K-GmbH in Höhe von 5.000 € nur Ansprüche in Höhe von 65.000 € prüft, soll hiervon keine Nachteile haben. Da die §§ 31 und 30 das Stammkapital der GmbH schützen sollen, ist nach Auffassung des Klausurerstellers die gesamte rechtswidrige Zahlung zurückzugewähren. Den Rückzahlungsanspruch in Höhe von 5.000 € könnte S nach Rückzahlung der erhaltenen 70.000 € gegenüber der K-GmbH geltend machen. Soweit G Ersatz leistet, erwirbt er den Rückzahlungsanspruch des S, da S im Innenverhältnis zwischen G und S vorrangig haftet.
I. Anspruch auf Schadensersatz i.H.v. 70.000 € aus § 43 II und III, 1, Alt. 1 GmbHG
Fraglich ist, ob die K-GmbH gegen G einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 70.000 € aus § 43 II und III, 1, Alt. 1 GmbHG hat. Dies ist der Fall, wenn G gegenüber der K-GmbH eine Obliegenheit verletzt, insbesondere entgegen § 30 GmbHG Zahlungen aus dem zur Erhaltung des Stammkapitals erforderlichen Vermögen geleistet hat.
G hat mit der Veräußerung der Yacht an S entgegen § 30 I, 1 GmbHG eine „Zahlung“ in Höhe von 70.000 € geleistet und dadurch das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen der K-GmbH beschädigt – Siehe oben.

Deshalb ist G zum Ersatz der widerrechtlich dem Gesellschaftsvermögen der K-GmbH entnommenen 70.000 € verpflichtet. G und S haften als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis aber vorrangig S.
II. Anspruch auf Schadensersatz i.H.v 70.000 € aus § 280 I BGB i.V.m. dem Anstellungsvertrag
Fraglich ist, ob die K-GmbH gegen G einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 70.000 € aus § 280 I BGB i.V.m. dem Anstellungsvertrag zwischen G und der K-GmbH hat.

Voraussetzung ist, dass § 280 I BGB neben § 43 II GmbHG überhaupt anwendbar ist. Dies ist abzulehnen, da § 43 II GmbHG gegenüber § 280 I BGB als Spezialregelung vorgeht.

Ein Anspruch aus § 280 I BGB i.V.m. dem Anstellungsvertrag zwischen G und der K-GmbH ist somit nicht gegeben.

III. Anspruch auf Schadensersatz i.H.v 70.000 € aus § 64 S, 3 GmbHG

Fraglich ist, ob die K-GmbH gegen G einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 70.000 € aus § 64 S. GmbHG hat.
Voraussetzung ist, dass G eine Zahlung geleistet hat, die Nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder nach Feststellung der Überschuldung der K-GmbH erfolgte.

Laut Sachverhalt enthält weder Angaben darüber, dass das Geschäft über die Yacht zur Zahlungsunfähigkeit der K-GmbH führte noch Angaben darüber, dass dieses Geschäft nach Feststellung der Überschuldung der K-GmbH erfolgte.

Ein Anspruch aus § 64 S. 3 GmbHG ist somit nicht gegeben.

Für den Gutachtenstil und die Gliederung gibt es insgesamt 6 BE wobei bereits 2 BE erhält, wer überhaupt Gutachtenstil verwendet und gliedert.

Fragenteil

A.) Frage 1

a.) 
Nein. Zwar entscheidet nach § 47 I GmbHG entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen wobei nach § 47 II GmbHG jeder Euro eines Geschäftsanteils eine Stimme gewährt. Hiernach hätte S mit 36.000 Stimmen gegen 24.000 Stimmen die Mehrheit. S ist nach § 47 IV, 2 GmbHG jedoch nicht stimmberechtigt, weil durch die Abstimmung ein Geschäft des S mit der K-GmbH bestätigt werden soll. Auch betrifft die Abstimmung mittelbar die Einleitung eines Rechtsstreites der K-GmbH gegen S.
Bearbeitervermerk:

Es ist auch vertretbar S bei dieser Abstimmung als Richter in eigener Sache zu werten.
G durfte somit nur die Stimmen von H und L berücksichtigen. Diese haben zu 100 % gegen die Maßnahme gestimmt. G hätte den Beschluss als abgelehnt feststellen müssen.

b.) 
Beschlussmängel werden mangels entsprechender Vorschriften im GmbHG nach den Vorschriften des AktG - §§ 241 ff AktG behandelt.

Auch fehlerhafte Beschlüsse wirken konstitutiv, wenn sie wie hier vom Versammlungsleiter G festgestellt werden. Der vorliegende Beschluss ist als Verfahrensfehler nach § 243 I AktG analog anfechtbar, weil sich die fehlerhafte Wertung des Abstimmungsergebnisses auf das Beschlussergebnis ausgewirkt hat. Ein anderes Beschlussergebnis kann bei Meidung der falschen Wertung - S sei stimmberechtigt – nicht ausgeschlossen werden. Für einen Nichtigkeitsgrund nach § 241 AktG analog ist der vorliegende Fehler nicht schwerwiegend genug.
H ist als Gesellschafter der K-GmbH nach § 245 Nr. 1 AktG analog zur Anfechtung berechtigt. 

Zuständig ist die Kammer für Handelssachen am Landgericht.

Bearbeitervermerk:

Wer die Zuständigkeit nennt erhält 1 Zusatz-BE (1 ZBE)
H hat nach § 243 I AktG analog mindestens einen Monat Zeit die Klage zu erheben, da die starre Monatsfrist aus dem Aktienrecht mangels ausdrücklicher Anwendbarkeit auf die GmbH nicht gilt und nur zur Orientierung für eine „angemessene Frist“ dient.

Bearbeitervermerk:

Wer die Beantwortung der Fristenfrage gut erläutert erhält 1 Zusatz-BE (1 ZBE)
B.) Frage 2

· Geschäftsführer

· Gesellschafter / Gesellschafterversammlung

Bearbeitervermerk:

Beide vorstehenden Möglichkeiten werden akzeptiert.

· Aufsichtsrat ( i.d.R. fakultativ)
Bearbeitervermerk:

Für den Aufsichtsrat gibt es 1 Zusatz-BE (1 ZBE)
C.) Frage 3

Das Prinzip der bilanziellen Betrachtungsweise.

D.) Frage 4
 Voraussetzungen des gutgläubigen Erwerbs von GmbH – Geschäftsanteilen nach § 16 III GmbHG
Der gutgläubige Erwerb vom Nichtberechtigten ist nach § 16 III GmbHG möglich wenn:
· der Nichtberechtigte laut Gesellschafterliste Gesellschafter ist.
· der Geschäftsanteil tatsächlich existiert.
· die Gesellschafterliste mindestens drei Jahre unrichtig und unbeanstandet geblieben ist
· oder die Gesellschafterliste weniger als drei Jahre unrichtig und diese Unrichtigkeit dem Berechtigten jedoch zuzurechnen ist.
· der Erwerber gutgläubig ist (Widerspruch verhindert guten Glauben).
Bearbeitervermerk:

Wenn die Beantwortung dieser Frage gut gelingt dürfen bis zu 2 Zusatz BE (ZBE) vergeben werden.
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Notenskala

1,0
= 67 – 70 BE
1,3
= 63 – 66 BE
1,7
= 59 – 62 BE
2,0
= 55 – 58 BE
2,3
= 50 – 54 BE

2,7
= 46 – 49 BE
3,0
= 42 – 45 BE
3,3
= 38 – 41 BE
3,7
= 33 – 37 BE
4,0
= 27 – 32 BE
5,0
=   0 – 26 BE
